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Vorbemerkung 

Jede Schwangerschaft sollte als Anlass für einen erleichterten und bedingungslosen Zugang zu gesundheitlicher Versorgung 
und sozioökonomischer Existenzsicherung verstanden werden – von der Schwangerschaft über die Geburt und das Wochen-
bett bis mindestens zum ersten Lebensjahr des Kindes. Ein solcher Ansatz nimmt die besondere Schutzbedürftigkeit während 
der Schwangerschaft und der anschließenden körperlichen Regeneration ernst, ohne diese im Fall von Sexarbeitenden in ein 
bloßes Tätigkeitsverbot umzusetzen. 
Eine entsprechende Regulierung muss die Bedingungen für schwangere Sexarbeitende so verbessern, dass sie tatsächlich eine 
informierte, gesundheitlich abgesicherte und ökonomisch tragfähige Entscheidung über Fortsetzung, Reduktion oder Unter-
brechung ihrer Tätigkeit treffen können. Dazu sind niedrigschwellige Zugänge zu Schwangerschafts(konflikt)beratung, Heb-
ammenbegleitung, gynäkologischer, psychosozialer und allgemeiner gesundheitlicher Versorgung, STI-Testung, (häusliche) 
Gewalt- und Ausbeutungsschutz sowie sozial- und aufenthaltsrechtlicher Beratung erforderlich.  
 

Frage: Welche Risiken ergeben sich für die Schwangere und das werdende Leben bei Fortsetzung der Prostitution (in unter-
schiedlichen Formen) während der Schwangerschaft? Wie lassen sich mögliche Risiken minimieren?  

1/5 Kein systematisch strukturiertes Wissen über Sexarbeit während Schwangerschaft vorhanden 
Die vorhandene Forschung zu Sexarbeit ist bislang stark von Public-Health-Perspektiven geprägt. Im Mittelpunkt stehen dabei 
häufig sexuell übertragbare Infektionen (insbesondere HIV), Schwangerschaftsverhütung, sexuelle Gesundheitsversorgung so-
wie Fragen des Zugangs zu Prävention und Beratung. Diese Untersuchungen geben wichtige Hinweise auf die Gesundheits-, 
Gewalt- und Versorgungslage von Sexarbeitenden. Zugleich beruhen sie jedoch häufig auf einem spezifischen Erkenntnisinte-
resse und selektiven Studienpopulationen. Entsprechend muss jeweils sorgfältig geprüft werden, auf welche Gruppen, Arbeits-
formen und Kontexte sich die jeweiligen Befunde tatsächlich beziehen und, ob eine Generalisierung, insbesondere bezüglich 
schwangerer Sexarbeitenden, überhaupt zulässig ist. In der gesundheits- und versorgungsbezogenen Fachliteratur erhalten 
schwangere Sexarbeitende bislang nur sehr geringe Aufmerksamkeit. Die Themen Schwangerschaft, Schwangerschaftskon-
flikt, Geburt, Elternschaft und konkrete Arbeitsbedingungen während der Schwangerschaft werden kaum untersucht. Dadurch  
fehlen systematische Erhebungen, die strukturelle und individuelle Risiko- und Belastungsfaktoren differenziert erfassen, um 
eine evidenzbasierte und Realitäten abbildende Gefährdungsbeurteilung für schwangere Sexarbeitende in Deutschland durch-
führen zu können. Insbesondere bleibt bisher unklar, wie schwangere Sexarbeitende in Deutschland tatsächlich arbeiten, wie 
sie Schwangerschaft, Erwerbsarbeit, Versorgung, Elternschaft oder Schwangerschaftskonflikte handhaben und welche Risiken 
und Ressourcen die verschiedenen Arbeitsformen bereithalten. Auch Daten zu Schwangerschaftsabbrüchen von Sexarbeiten-
den in Deutschland liegen nicht vor. 
Die Prüfung der Generalisierbarkeit ist besonders relevant, wenn dem Forschungsdesiderat zu schwangeren Sexarbeitenden 
dadurch begegnet werden soll, dass Befunde aus Forschungskontexten ohne Sexarbeitsbezug – etwa zu minderjährigen 
Schwangeren oder zu allgemeinen Risikofaktoren in der Schwangerschaft – auf schwangere Sexarbeitende übertragen und da-
raus allgemeine Aussagen abgeleitet werden. Zwar sind Krisensituationen, Gewalterfahrungen, Substanzkonsum (einschließ-
lich Alkohol und Nikotin), Prekariat und eine defizitäre Gesundheitskompetenz grundsätzlich relevante Belastungs- und Risi-
kofaktoren in der Schwangerschaft. Sie betreffen jedoch weder alle schwangeren Sexarbeiterinnen gleichermaßen, noch sind 
sie spezifische Risiken der Sexarbeit. 

Um die Situation schwangerer Sexarbeiterinnen richtig bewerten zu können, ist eine klare analytische Trennung der folgenden 
drei Risikobereiche erforderlich: (1) Risiken, die im Zusammenhang mit konkreten Arbeitspraktiken auftreten können, (2) Ri-
siken, die aus sozialen und rechtlichen Rahmenbedingungen resultieren, (3) Risiken, die mit allgemeinen Lebenslagen oder 
Schwangerschaften in Belastungssituationen verbunden sind. Werden diese Ebenen nicht unterschieden, entsteht ein verzerr-
tes eindimensionales Gefährdungsbild. Was dazu führen kann, dass schwangere Sexarbeiter*innen pauschal als homogene 
Hochrisikogruppe adressiert werden und restriktive Maßnahmen oder Verbotsforderungen als vermeintlich schützende Reak-
tion plausibilisiert werden, obwohl die zugrunde liegenden Befunde eine solche Verallgemeinerung nicht zulassen. 
 
2/5 Risiken im Verhältnis zu Tätigkeit, Lebenslage und Arbeitsbedingungen 
Im Kontext des präventiven Gesundheits-, Infektions- und Arbeitsschutzes für schwangere Sexarbeitende ist also eine diffe-
renzierte Gefährdungseinschätzung erforderlich, die konkrete Praktiken, körperliche und psychische Beanspruchung, Arbeits-
zeiten, Verfügbarkeiten, Kund*innenkontakte, Aushandlungsmöglichkeiten, sichere Arbeitsorte und soziale Absicherung be-
rücksichtigt. Entscheidend ist nicht allein die Schwangerschaft oder die Sexarbeit als solche, sondern das Verhältnis von kon-
kreter Tätigkeit, individueller Lebenslage, Arbeitsbedingungen und verfügbaren Ressourcen. Risiken entstehen im 
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Zusammenspiel von Arbeitsform, konkreten Praktiken, Schutzmöglichkeiten sowie sozialen, rechtlichen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen. Finanzielle Unsicherheit, unsichere Wohnverhältnisse, fehlende Krankenversicherung, Stigmatisierung, 
Gewaltbetroffenheit, eingeschränkter Zugang zu Versorgung oder schlechte Arbeitsbedingungen können eine Schwanger-
schaft erheblich belasten. 

Sexarbeit umfasst unterschiedliche körperkontaktbasierte, kontaktlose, digitale, stationäre und mobile Arbeitsformen. Diese 
unterscheiden sich erheblich hinsichtlich Kund*innenakquise, Verhandlungsabläufen, körperlicher Nähe, sexueller Praktiken, 
Einkommenssicherheit, Schutzmöglichkeiten und Zugang zu Unterstützung. Entsprechend variieren auch Belastungen, Expo-
sitionen und Handlungsspielräume. Gerade weil Sexarbeit unterschiedliche Tätigkeitsformen umfasst, bestehen auch unter-
schiedliche Möglichkeiten, während einer Schwangerschaft Safer Work zu praktizieren. Safer Work umfasst dabei nicht nur 
Safer Sex, sondern auch die selbstbestimmte Anpassung von Dienstleistungen, Arbeitszeiten, körperlicher Belastung und 
Kund*innenkontakt. Bei bestehender Schwangerschaft kann dies die Reduzierung, Ablehnung oder zeitweise Aussetzung 
bestimmter (sexueller) Praktiken, die Stärkung nicht-penetrativer Angebote, die Einschränkung der Verfügbarkeiten und 
die Wahl von Settings umfassen, in denen Schutz-, Rückzugs- und Unterstützungsmöglichkeiten gewährleistet sind. Voraus-
setzung dafür sind die Möglichkeit transparenter Kommunikation und Verhandlungsmacht schwangerer Sexarbeitender ge-
genüber Kund*innen, Betreibende oder Vermittlungsstrukturen. Ohne solche Aushandlungsmöglichkeiten werden aus grund-
sätzlich gestaltbaren Arbeitsbedingungen riskantere Arbeitsbedingungen.  
 
3/5 Das Werbeverbot §32 Abs. 3 Nr. 3 beeinträchtigt Safer Work von schwangeren Sexarbeitenden 
Im Kontext der Frage nach Risiken für schwangere Sexarbeitende können auch Regelungen des Gesetzgebers selbst zum Ri-
sikofaktor werden, wenn sie eine transparente Kommunikation, eine sichere Kund*innenauswahl und Anpassung der Tätig-
keit erschweren, die für Safer Work während der Schwangerschaft zentral sind. Dies betrifft insbesondere das Werbeverbot 
nach § 32 Abs. 3 Nr. 3 ProstSchG. Diese Vorschrift untersagt die Hervorhebung des Schwangerschaftsstatus der sexarbeitenden 
Person, auch in „mittelbarer oder sprachlich verdeckter Form“1.Damit greift sie in eine Phase ein, die für sichere Arbeitsbedin-
gungen von zentraler Bedeutung ist: die Anbahnung, Auswahl und Vorabklärung von Kund*innenkontakten. 
Gerade in dieser Phase sollten schwangere Sexarbeitende kommunizieren können, welche Dienstleistungen sie anbieten, wel-
che Praktiken sie ausschließen und unter welchen Bedingungen ein Kontakt stattfinden kann. Für schwangere Sexarbeitende 
kann diese Vorabkommunikation besonders wichtig sein, da sie körperliche Belastungen reduzieren, bestimmte Praktiken ver-
meiden, Kund*innen gezielter auswählen oder Erwartungen vorab klären lässt. Das Werbeverbot erschwert jedoch jene trans-
parente Aushandlung, die für Safer Work wesentlich ist und versetzt schwangere Sexarbeitende in eine widersprüchliche Lage: 
Einerseits sollen sie ihre Tätigkeit möglichst gesundheits- und ressourcenschonend gestalten. Andererseits können sie ihren 
Schwangerschaftsstatus in der Akquise nicht offen als Grundlage für veränderte, nicht-penetrative oder weniger belastende 
Angebote oder Grenzen kommunizieren, um Kund*innenerwartungen zu steuern und Kontakte auszuschließen, die mit erhöh-
tem Druck oder erhöhtem Aushandlungsrisiko verbunden sein können. 
Hinzu kommt die unbestimmte Formulierung der Vorschrift. Unklar bleibt, wann ein „mittelbarer oder sprachlich verdeck-
ter“2 Verweis auf eine Schwangerschaft vorliegt und ob bereits eine erkennbare Schwangerschaft als werblicher Bezug ver-
standen werden könnte. Aus meiner  Forschung liegen mir Erfahrungen darüber vor, dass diese Rechtsunsicherheit dazu führen 
kann, dass Betreibende oder Vermittlungsstrukturen schwangere Sexarbeitende aus Vorsicht die weitere Zusammenarbeit ver-
weigern, sobald die Schwangerschaft bekannt wird. In diesen Fällen kam es nach Bekanntwerden einer Schwangerschaft zu 
kurzfristigem Ausschluss vom Arbeitsort, zur Aufkündigung des Wohnangebots und Verweigerung der regulären Anmietung 
eines Wohnmobils durch Betreibende.  In einem weiteren Fall wurde eine Sexarbeiterin aufgrund einer polizeilichen Fehlinter-
pretation einer vermeintlichen Schwangerschaft vom Arbeitsort verwiesen und erhielt ihre Anmeldebescheinigung erst mit 
Unterstützung einer NGO zurück. 
Das Werbeverbot hat demzufolge den Effekt, dass Verhandlungen intransparent werden, die Möglichkeiten der Kund*innen-
auswahl und Tätigkeitsanpassung geschwächt werden und der Zugang zu regulierten, sichtbaren und beratungsnahen Ar-
beitskontexten behindert wird und eine Verdrängung begünstigt. Plötzliche Einnahmeausfälle, Wohnungsverlust oder eine 
stärkere Abhängigkeit von Dritten können Stress- und Krisensituationen erzeugen oder verschärfen und somit zu einer erhöh-
ten gesundheitlichen und psychosozialen Belastung während der Schwangerschaft führen. 
Vor diesem Hintergrund stelle ich infrage, ob die Stärkung der Rechte von schwangeren Sexarbeitenden3 durch § 32 Abs. 3 
Nr. 3 ProstSchG hinreichend erreicht werden kann, und habe erhebliche Zweifel an der Verhältnismäßigkeit des Verbots. 
 
4/5 Forschungsbedarf und Mindeststandards für sichere Sexarbeit während Schwangerschaft 
Damit tragfähige Regelungen fortentwickelt werden können, die schwangeren Sexarbeitenden Safer Work, eine selbstbe-
stimmte Anpassung ihrer Tätigkeit und die Wahrnehmung ihrer Rechte ermöglichen, braucht es zunächst eine belastbare 
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Wissensgrundlage und daraus abgeleitete fachliche Mindeststandards für sichere Arbeitsbedingungen während der Schwan-
gerschaft. Diese sollten unter Einbezug von schwangerschaftserfahrenen Sexarbeitenden, Fachberatungsstellen, Hebammen, 
Expert*innen aus den Bereichen Sozial- und Rechtswissenschaften sowie Gesundheits- und Ordnungsämtern erarbeitet wer-
den. Solche Mindeststandards müssten Kriterien für Tätigkeitsanpassungen, Verfahren von Gefährdungseinschätzung, Anfor-
derungen an sichere Arbeitsorte sowie Modelle finanzieller Absicherung umfassen.  
Um diese Mindeststandards sachgerecht entwickeln zu können, ist in Deutschland finanzierte, feldsensible und interdiszip-
linäre Forschung notwendig. In dieser Forschung sollten unterschiedliche Tätigkeitsformen, Arbeitsbedingungen, Lebensla-
gen sowie Ressourcen- und Risikolagen schwangerer Sexarbeitender differenziert untersucht werden. Im Fokus sollten insbe-
sondere berufsspezifische Belastungen, Bedingungen sicherer sexarbeiterischer Tätigkeit während der Schwangerschaft, Zu-
gangsbarrieren in der reproduktiven Gesundheitsversorgung sowie reale Schutz-, Unterstützungs- und Umstiegsoptionen ste-
hen. 
 

5/5 Maßnahmen zur Stärkung reproduktiver Rechte und schwangerschaftsbezogener Versorgung 
Abschließend werden folgend zwei Maßnahmen vorgeschlagen, die aus meiner Sicht geeignet sind, schwangerschaftsbezogene 
Risiken durch Versorgung, Absicherung und konkrete Schutzmechanismen zu begegnen. Die erste Maßnahme knüpft an die 
Schutzlogiken des Mutterschutzrechts an, die zweite adressiert die Versorgungslücke bei , unklarem oder unzureichendem 
Krankenversicherungsschutz in Deutschland.  

1. Maßnahme: Einbeziehung selbstständig erwerbstätiger Schwangerer in mutterschutzrechtliche Schutz- und Siche-
rungsmechanismen 

Bislang gilt das Mutterschutzgesetz (MuSchG) grundsätzlich nur für Personen in abhängigen Beschäftigungsverhältnissen. 
Ein solches Beschäftigungsverhältnis ist in der Sexarbeit zwar seit 2002 rechtlich möglich, kommt jedoch praktisch kaum 
vor. Sind schwangere Sexarbeiterinnen nicht anderweitig abhängig beschäftigt, fallen sie nicht in den Schutzbereich des 
MuSchG und bleiben somit von Schutzmechanismen wie der arbeitsplatzbezogenen Gefährdungsbeurteilung, der Anpas-
sung der Arbeitsbedingungen, Beschäftigungsverboten im Gefährdungsfall und finanzieller Kompensation ausgeschlos-
sen. Für selbstständig erwerbstätige Schwangere gilt also: Wer aus gesundheitlichen Gründen bestimmte Tätigkeiten re-
duziert oder unterbricht, trägt das ökonomische Risiko weitgehend selbst.  Dies kann dazu führen, dass schwangere Sexar-
beitende trotz gesundheitlicher Belastung weiterarbeiten, riskantere Bedingungen akzeptieren oder erst verspätet Hilfe su-
chen, um den späteren schwangerschaftsbedingten Arbeitsausfall bis zum Wiedereinstieg nach der Geburt zu kompensie-
ren. Eine zentrale Maßnahme wäre daher, selbstständig erwerbstätige Schwangere – einschließlich Sexarbeitende – in 
mutterschutzrechtliche Schutz- und Sicherungsmechanismen einzubeziehen. 4 Eine solche Reform würde gesundheitli-
che Risiken reduzieren oder eine Arbeitsunterbrechungen ermöglichen, ohne existenzielle Not auszulösen.  

2. Maßnahme: Bedingungsloser Zugang zur regulären Schwangerenversorgung 
Ein verlässlicher, regelhaft gesicherter und niedrigschwelliger Zugang zur regulären Schwangerenversorgung ist der ent-
scheidende Faktor zur Minimierung schwangerschaftsbezogener Risiken für alle Schwangeren in Deutschland. Dieser sollte 
ärztliche und hebammengeleitete Betreuung, Vor- und Nachsorge, Labor- und Ultraschalldiagnostik, Diagnostik und Be-
handlung von sexuell übertragbaren Infektionen sowie Entbindungskosten und Wochenbettbetreuung umfassen. Der Zu-
gang sollte unabhängig vom Krankenversicherungsstatus, Aufenthaltsstatus, der Registrierung nach ProstSchG oder der 
Offenlegung der sexarbeiterischen Tätigkeit gewährleistet sein. 
Derzeit gibt es bundesweit keine einheitliche Lösung für schwangere Personen ohne oder mit unzureichendem Kranken-
versicherungsschutz. Praktisch existieren kommunale Einzelregelungen, Clearingstellen, Fondsmodelle, anonyme Kran-
kenbescheinigungen und projektförmige Hilfestrukturen. 5 Diese Ansätze können wichtige Versorgungslücken schließen, 
ersetzen aber keine bundesweit verlässliche Regelung für Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett. 
Eine mögliche Konzeptidee wäre die Einführung bundesweiter sogenannter Mutterschaftsvorsorge- bzw. Schwanger-
schafts-Behandlungsscheine. Diese könnten analog zu den Modellen des anonymen Krankenscheins ausgestaltet werden 
und den Zugang zur Regelversorgung während der Schwangerschaft, der Geburt und der Nachsorge absichern. Wichtig wäre 
eine anonymisierte oder pseudonymisierte Abrechnung, damit fehlender Versicherungsschutz, Aufenthaltsstatus oder eine 
Tätigkeit in der Sexarbeit nicht offengelegt werden müssen. Leistungserbringende wie gynäkologische Praxen, Hebammen, 
Geburtshäuser und Kliniken sollten erbrachte Leistungen direkt abrechnen können. Als verwaltungspraktischer Bezugs-
punkt kann das Verfahren der vertraulichen Geburt dienen, bei dem die Kostenübernahme für die Versorgung im Zusam-
menhang mit Beratung, Geburt sowie Vor- und Nachsorge über das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben (BAFzA) 6 erfolgt. Diese Logik ließe sich für die reguläre Schwangerenversorgung ohne ausreichenden Krankenver-
sicherungsschutz weiterdenken. 
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Eine solche Regelung würde eine frühzeitige medizinische und hebammengeleitete Versorgung ermöglichen, den Leis-
tungserbringenden Planungssicherheit bieten und die derzeitige Abhängigkeit von kommunalen Einzellösungen verrin-
gern.  
 

Frage: Was ist vor diesem Hintergrund von der in § 5 Abs. 2 ProstSchG normierten Regelung zu halten, dass Prostituierten sich in 
den letzten sechs Wochen der Schwangerschaft nicht mehr für die Prostitution (wieder-)anmelden dürfen? 

§ 5 Abs. 2 ProstSchG führt lediglich zu einer punktuellen Zugangsbeschränkung ohne materielle Absicherung. Die medizinische 
Begründung eines  pauschal erhöhten Infektionsrisikos in den letzten sechs Wochen vor der Geburt ist fachlich nicht tragbar.  
Diese Vorschrift soll die legale Ausübung von Prostitution in den letzten sechs Wochen vor dem errechneten Geburtstermin 
beschränken, indem die Ausstellung einer Anmeldebescheinigung versagt wird. Zweck dieser Vorschrift ist unter anderem die 
Stärkung des „Schutzes von schwangeren Frauen, die in der Prostitution tätig sind“7 sowie des werdenden Kindes. Die Schutz-
frist wird mit einem erhöhten Infektionsrisiko in diesem Zeitraum und einer typisierten unverantwortbaren Gefährdung des 
werdenden Kindes durch die sexarbeiterische Tätigkeit begründet. 8 Dabei unterstellt die Begründung eine besondere Infekti-
onsgefährdung von STIs in den letzten sechs Wochen, ohne sie empirisch tragfähig zu belegen und ohne nach sexuellen Prakti-
ken, Expositionen und individuellen Risikolagen zu differenzieren. Sie verkürzt die medizinische Evidenz, individualisiert Risi-
ken nicht angemessen und setzt Schwangerschaft, Sexarbeit und Infektionsgefährdung undifferenziert in Beziehung. Eine STI-
Neuinfektion kann grundsätzlich während der gesamten Schwangerschaft auftreten.9 Ob ein erhöhtes Risiko besteht, ergibt 
sich aus der konkreten Exposition und den Arbeitsbedingungen, nicht aus der Tatsache der Spätschwangerschaft. 10Dadurch ist 
die Argumentation instabil und normativ aufgeladen.11 
Auch sind die Wirksamkeit und die Zweckerfüllung angesichts der äußerst geringen praktischen Relevanz sind deutlich an-
zuzweifeln. Die ProstSchG-Evaluation zeigt, dass Ablehnungen aufgrund einer späten Schwangerschaft in der Verwaltungs-
praxis insgesamt keine Rolle spielen und lediglich 0,1 % der erfassten Fälle (n = 1.510) ausmachen.12 Darüber hinaus weist die 
Kommentierung zum ProstSchG darauf hin, dass das Gesetz keine über die allgemeine Mitwirkungspflicht hinausgehende spe-
zielle Auskunftspflicht über das Bestehen einer Schwangerschaft enthält  13 14, womit die Vorschrift vollzugspraktisch proble-
matisch wird.  
Wenn eine Norm weder zuverlässig vollziehbar ist noch eine nennenswerte praktische Relevanz entfaltet, wirkt sie weniger 
wie eine effektive Schutzregelung denn wie eine symbolische und rechtlich unsichere Zugangsbeschränkung. 
 

Frage: Was ist ggf. von einem in der Öffentlichkeit diskutierten Verbot der Prostitution während der Schwangerschaft zu halten? 
Hätte letzteres ggfs. Auswirkungen für den Umgang mit Konfliktschwangerschaften? 

Ein Berufsverbot für Sexarbeitende während der Schwangerschaft ist abzulehnen, solange es nicht mit einer sozioökonomi-
schen Absicherung und einem gesicherten Zugang zu gesundheitlicher Versorgung verbunden ist. Eine Schutzlogik, die 
schwangere Sexarbeitende zunächst kriminalisiert, ordnungsrechtlich sanktioniert oder aus legalen Arbeitskontexten aus-
schließt, ist abzulehnen. Die Verwirklichung reproduktiver Rechte und des Rechts auf  Gesundheit für alle Schwangeren lässt 
sich nicht durch strafende oder ausschließende Regelungen erreichen, sondern durch die Stärkung reproduktiver Autonomie 
und den Zugang zu Sozial- und Gesundheitssystemen. 
Wie von diversen Expert*innen im Kontext der bisher diskutierten Verbotsmodelle bereits mehrfach dargestellt, lösen Tätig-
keitsverbote „weder die strukturellen Bedingungen, unter denen Unsicherheit, Gewalt, Abhängigkeiten und gesundheitliche 
Belastungen entstehen, noch verbessern sie die Handlungsmöglichkeiten der betroffenen Personen. Stattdessen verschärfen 
sie bestehende Risiken, indem sie in weniger sichere Arbeitskontexte und für soziale Angebote schwerer erreichbare Arbeits-
kontexte verdrängen“ 15 und die Abhängigkeit von informellen, ausbeuterischen oder gewaltförmigen Arbeitskonstellationen 
verstärken. 16 Zugleich wird die proaktive Kontaktaufnahme zu Gesundheitsämtern, Schwangerschaftsberatung, Frühen Hilfen 
und sozialrechtlicher Unterstützung erschwert oder gar unmöglich gemacht.  

Bislang existiert keine empirische Grundlage, die ein solches Verbot für schwangere Sexarbeiterinnen als geeignete, erfor-
derliche oder verhältnismäßige Schutzmaßnahme ausweisen könnte. Am ehesten vergleichbar zur Rechtslage in Deutschland 
ist die Verbotslage in den österreichischen Bundesländern Salzburg und Steiermark. Dort ist die Ausübung von Prostitution 
durch „offenkundig schwangere Personen“ sowie die Überlassung von Räumen zur Prostitutionsausübung an diese Personen 
seit 2009 landesrechtlich untersagt.17 Eine staatliche Wirkungsuntersuchung oder empirisch gesicherte Schutzwirkung des 
Verbots liegt bislang nicht vor.18 Vorliegende Berichte verweisen jedoch auf erhebliche verfassungsrechtliche, verwaltungs-
praktische und sozialpolitische Bedenken sowie auf  nicht intendierte Folgen wie den Wegfall einer legalen Einkommensquelle, 
fehlende finanzielle Rücklagen, Wohnungsverlust und die Verdrängung in die Illegalität, wodurch Infektionsschutz und Ge-
sundheitsversorgung sowie regelmäßige Untersuchungen und die Erreichbarkeit von Beratungsangeboten erschwert werden. 
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Unter Umständen wird auch ein unmittelbarer Wohnungsverlust benannt, wenn die Person in einer vom Bordellbetrieb bereit-
gestellten Unterkunft lebt.19 Gerade diese Erkenntnisse aus Österreich sprechen eher gegen als für ein deutsches Beschäfti-
gungsverbot ohne arbeits- und sozialrechtliche Absicherung.  

Ein solches Verbot hätte auch für den Umgang mit Konfliktschwangerschaften voraussichtlich erhebliche Auswirkungen. 
Die Forschung zu Schwangerschaftskonflikten und Sexarbeit in restriktiven und kriminalisierenden Modellen zeigt, dass ein 
Verbot ohne sozialstaatliche Absicherung Schwangerschaften zu einem rechtlichen und ökonomischen Risiko machen kann 
und konfliktschwangere Sexarbeiterinnen zusätzlich belastet. Wenn eine sexarbeitende Schwangere aufgrund ihrer Lebens-
umstände, Beziehungssituation, finanziellen Lage, gesundheitlichen Belastung oder sozialen Stigmatisierung bereits über ei-
nen Schwangerschaftsabbruch nachdenkt, kann ein repressives Berufsverbot während der gesamten Schwangerschaft den Ent-
scheidungsdruck über Fortsetzung oder Abbruch der Schwangerschaft zusätzlich erhöhen. Außerdem kann es aufgrund von 
Angst vor arbeits-, ordnungs-, aufenthaltsrechtlichen oder finanziellen Konsequenzen zur Verschleierung des Schwanger-
schaftsstatus kommen. Betroffene könnten sich dann Beratungs- und medizinischen Versorgungssystemen entziehen oder in 
informelle/illegalisierte Arbeitskontexte ausweichen. Dadurch würden sie sich einer erhöhten Gefährdung aussetzen und für 
Unterstützungs- und Versorgungssysteme schwerer erreichbar werden.20 
Dies ist gerade im Kontext der geltenden Beratungsregelung zum Schwangerschaftsabbruch problematisch: In Deutschland 
bleibt ein Schwangerschaftsabbruch inklusive Beratung und Wartefrist nur innerhalb eines begrenzten Zeitfensters straffrei. 21 
Restriktive Rahmenbedingungen, die eine frühzeitige Beratung, medizinische Abklärung oder Terminvereinbarung verzö-
gern, können den Entscheidungsspielraum konfliktschwangeren Sexarbeiterinnen deshalb erheblich verengen. Bestehende 
regionale Versorgungsunterschiede und organisatorische Hürden bei der Suche nach einer geeigneten Einrichtung für den Ab-
bruch verschärfen dieses Problem zusätzlich. 22 Damit könnte ein solcher Verbotsrahmen die Bedingungen für informierte, 
selbstbestimmte und sichere Entscheidungen verschlechtern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 Prostituiertenschutzgesetz vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 
März 2021 (BGBl. I S. 327), § 32. https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__32.html 

2 Prostituiertenschutzgesetz vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 
März 2021 (BGBl. I S. 327), § 32. https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__32.html 

3 Vgl. Deutscher Bundestag. (2016). Entwurf eines Gesetzes zur Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von 
in der Prostitution tätigen Personen (BT-Drs. 18/8556). https://dserver.bundestag.de/btd/18/085/1808556.pdf 

4 Dazu: Bündnis Mutterschutz für Selbstständige. (o. D.). Forderungen & Lösungen. Mutterschutz für alle. Abgerufen am 5. Juni 
2026, von https://mutterschutzfueralle.de/forderungen-losungen/ 

Bündnis Mutterschutz für Selbstständige. (2025). Forderungspapier des Bündnisses Mutterschutz für Selbstständige. https://mutter-
schutzfueralle.de/wp-content/uploads/2025/10/BMfS_Foderungspapier_2025-10-05.pdf 

5 Vgl. Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität. (2023). Gesundheitliche Versorgung von Frauen ohne Papiere im Rahmen von 
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https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/141184/4b25bb15374e84c32c37236a646a5dc8/vertrauliche-geburt-informatio-

nen-fuer-gynaekologische-praxen-data.pdf 
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